Deutsdier Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksadle 


Nr. 


Anfrage Nr. 181 

der Fraktion der SPD 

betr. Deutsche Dienstkommandos bei den Besatzungsmächten. 


Die Sozialdemokratische Fraktion des Bundes- 
tages hat mit der Anfrage Nr. 148 - Nr. 1710 
der Drucksachen - nadb den deutschen Dienst- 
kommandos bei den Besatzungsmächten ge- 
fragt. Sie hält die Antwort der Bundes- 
regierung vom 6. März 1951 - Nr. 2033 der 
Drucksadben - nicht für befriedigend. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Wie ist der Dienst bei einer Besatzungs- 
macht in einer wehrmachtgefolgeähnlichen 
Funktion mit Uniformierung, W affentragung 
und Unterstellung unter ausländisdie mili- 
tärisdbe Befehlsgewalt, deren Ausübung den 
deutschen Interessen entgegengesetzt sein 
kann, mit dem Grundgesetz zu vereinbaren? 

2. Warum ist die GSO als Zivil-, Arbeits- und 
Wach Organisation nicht ausschließlidi deut- 
schen Verwaltungs- und Arbeitsbehörden 
unterstellt? 

3. Welche Sidberheu besteht, daß die GSO 
als Hilfsorganisation der britischen Wehr- 
macht im Kriegsfälle nicht zu militärischen 
Zwechen verwandt wird? 

4. In welcher völkerrechtlichen Lage befinden 
sich die GSO-Angehörigen und welche 
Folgen werden sich für sie im Falle eines 
bewaffneten Konflikts zwischen der briti- 
schen Besatzungsmacht und einer anderen 
Macht ergeben? 

5. Welche Schritte wird die Bundesregierung 
tun, um die Rechtsstellung der GSO-An- 
gehörigen zu klären und um im Zuge 


einer Entwicklung der Besatzungsmacht zur 
Schutzmacht die etwa im Rahmen von 
Verteidigungsmaßnahmen zu leistenden 
Arbeiten (einschließlich Wachdienst) in 
deutsche Zuständigkeit und Verantwortung 
zu überführen? 

6. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Durchführung der von der britischen Be- 
satzungsmacht gewünschten Neuregelung 
des ßesoldungswesens der GSO für die 
Masse der Arbeitnehmerschaft der GSO 
eine soziale Härte bedeutet, die einen nicht 
wünschenswerten Strukturwandel der GSO 
einleiten kann und als ein weiterer Schritt 
zur Entzivilisierung der GSO erscheinen 

iiiUJO ; 

7. Wie ist die staats-, straf- und zivilrecht- 
liche Lage des German Labour Service? 

8. Sind die Mitglieder der GLS verpflichtet, 
Befehlen Folge zu leisten, die unter Um- 
ständen gegen deutsche Gesetze verstoßen? 

9. Hat die Bundesregierung die Rechtsstellung 
des GLS zum Gegenstand von Verhand- 
lungen mit dem Amerikanischen Hohen 
Kommissar gemacht und welche Ergebnisse 
haben diese Verhandlungen gehabt? 

Bonn, den 25. April 1951 

Ollenhauer und Fraktion 
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